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zusammenführen! 

In diesen Tagen finden viele Streiks statt: 
Erzieherinnen, Lehrerinnen, Amazon, Post... 
Gemeinsam streiken und gemeinsam siegen. 
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naria por la Cuarta Internacional 
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Trauer um Emmely 

Die Kaiser's-Kassiererin, die mit viel Mut für ihre 
Rechte kämpfte, ist im Alter von 57 gestorben. 



Es geht um Anerkennung! 

Am Tag nach Blockupy fanden erste Warn¬ 
streiks der Erzieherinnen statt. Ein Bericht. 






Drei Digitale Tageszeitungen 

Seit einem halben Jahr erscheint LalzquierdaDiario, 
die erste digitale Tageszeitung der lateinameri¬ 
kanischen Linken. Mehr als 30.000 Menschen 
besuchen die Seite jeden Tag. Ursprünglich gab 
es eine argentinische und eine globale Ausgabe. 

Seit dem 15. März erscheint auch eine chilenische 
Tageszeitung. Zehn Tage später kam eine brasilia¬ 
nische Version dazu. Diese Tageszeitungen werden 
von den Organisationen der Trotzkistischen Fraktion - 
Vierte Internationale veröffentlicht, um Nachrichten über Politik, Wirtschaft, Kultur, 
Geschlecht und Sport aus der Perspektive der Arbeiterinnen zu veröffentlichen. 
www.izquierdadiario.com www.laizquierdadiario.cl www.esquerdadiario.com.br 
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LEITARTIKEL 


VON WLADEK FLAKIN 

n diesen Tagen finden ungewöhnlich 
viele Streiks statt - zumindest für deut¬ 
sche Verhältnisse. Manche Streiks sind 
Tarifrunden mitfolkloristischen Ritualen, 
bürokratischem Ablaufund vorhersehba¬ 
rem Ergebnis; mit anderen Streiks versu¬ 
chen Sektoren der Arbeiterinnenklasse, 
die zunehmende Prekarisierung der 
Arbeitsbedingungen zurückzuschlagen. 

Viele Streiks gleichzeitig 

Der März war geprägt vom Arbeitskampf 
im Öffentlichen Dienst der Länder: Bis zu 
100.000 Menschen haben sich an Warn¬ 
streiks beteiligt. In ihrer Tarifrunde for¬ 
derten sie 5,5 Prozent mehr Lohn, aber 
mindestens 175 Euro mehr pro Monat - 
heraus kam leider weniger als die Hälfte. 

Zum Öffentlichen Dienst gehören auch 
die angestellten Lehrerinnen, die keine 
tarifliche Entgeltordnung haben, d.h. die 
Länder können sie nach Belieben von ei¬ 
ner Entgeltgruppe in eine andere schie¬ 
ben und damit ihre Bezahlung einseitig 
diktieren. Diese Forderung wurde von den 
Ländern abgeschmettert. Damit schwebt 
die Forderung nach „gleichem Lohn für 
gleiche Arbeit" - d.h. die Gleichstellung 
angestellter Lehrerinnen mit ihren verbe- 
amteten Kolleginnen - weiter in der Luft. 
Manche kämpferischen Lehrerinnen an 
der Basis wollen deshalb weiter streiken. 

Zudem beginnen auch bundesweit die 
Streiks der Erzieherinnen, die bis zu 10 Pro¬ 
zent mehr Lohn für diesen „typisch weib¬ 
lichen" - und miserabel bezahlten - Beruf 
fordern. Zehntausende Beschäftigte sind 
bereits auf die Straße gegangen - eine har¬ 
te Auseinandersetzung zeichnet sich ab. 

Beim Onlinehändler Amazon gehen die 
Streiks ins dritte Jahr.Trotz schwieriger Be¬ 
dingungen wird hier der dynamischste Ar¬ 
beitskampf im heutigen Deutschland ge¬ 
führt. Gleichzeitig zeichnen sich Streiks bei 
der Post ab: Der ehemalige Staatskonzern 
muss immer mehr Pakete liefern und setzt 
dazu auf Niedriglöhne, Ausgliederung von 
Unternehmensteilen und die Aushöhlung 
des Tarifvertrags. 

Ein massiver Angriff 

Parallel finden auch Streiks bei der Deut¬ 
schen Bahn und bei der Lufthansa statt. 
Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv¬ 
führer (GDL) fordert einen Tarifvertrag fürs 
gesamte Bordpersonal, Lohnerhöhungen 
und eine Begrenzung der Überstunden. 
Die Vereinigung Cockpit (VC) wehrt sich 
gegen Kürzungen der Frührente. 

Gegen diese beiden Streiks von Sparten¬ 
gewerkschaften wird eine massive mediale 
Hetze aufgebaut. Die Große Koalition nutzt 
diese Streiks als Vorwand, um das - oh¬ 
nehin stark eingeschränkte - Streikrecht 



Die Streiks 
zusammenführen! 


in Deutschland anzugreifen. Das würde 
jedoch nicht nur Spartengewerkschaf¬ 
ten treffen, sondern alle Arbeiterinnen, 
die sich gegen ihre Ausbeutung zu Wehr 
setzen wollen. Deswegen muss sich die 
gesamte Arbeiterinnenbewegung gegen 
dieses Gesetz zur„Tarifeinheit" wehren. 

Denn dieser Angriff ist Teil der Strategie 
des deutschen Kapitals, um ein „ruhiges 
Hinterland" zu behalten, während es sei¬ 
nen Einfluss im Ausland ausdehnt. 

Zusammen streiken! 

Die meisten aktuellen Kämpfe sind defen¬ 
siver Natur, aber alle beinhalten Möglich¬ 
keiten des Übergangs zur Offensive. Wie 
können die Streikenden der verschiede¬ 
nen Sektoren ihre Forderungen durch¬ 
setzen? Die verschiedenen Kämpfe - die 
ohnehin gleichzeitig stattfinden - können 
zusammen geführt werden. Um nur ein 
paar Beispiele zu nennen: 

• Die Amazon-Kolleglnnen können ihre 
Streiktage so legen, dass sie gemeinsam 
mit den Erzieherinnen auf die Straße ge¬ 
hen. Denn Kinderbetreuung mit ausrei¬ 
chendem und gut bezahltem Personal 
ist eine Frage für alle Arbeiterinnen. 

• Die nächsteTarifrunde im Einzelhandel, 
die in der zweiten Jahreshälfte losgehen 
soll, kann zusammen mit den Streiks bei 
Amazon geführt werden. Denn auch bei 
Amazon geht es um den Tarifvertrag 
des Einzel- und Versandhandels. 

• Die angestellten Lehrerinnen können 
gemeinsam mit den Erzieherinnen strei¬ 
ken, im Sinne eines tatsächlichen Streiks 
durch das gesamte Bildungssystem. Und 
dazu kann man auch auf die solidarische 
Mobilisierung der Schülerinnen setzen. 

In einem gemeinsamen Streik kommt es 


schnell zu Austausch, zu Diskussionen, zu 
Ansätzen von Selbstorganisierung. Wenn 
Arbeiterinnen an der Basis merken, dass 
sie gemeinsam mit Tausenden streiken, 
sind sie weniger bereit, faule Kompromis¬ 
se zu akzeptieren. Und wenn sie Erfahrun¬ 
gen damit machen, ihre Kämpfe selbst zu 
organisieren, fragen sie sich, warum sie 
den Anweisungen der selbsternannten 
und gutbezahlten „Expertinnen" der Ge¬ 
werkschaftsbürokratie folgen sollten. 

Diese Bürokratie setzt eher auf Zuge¬ 
ständnisse an das Kapital, um ihre eigenen 
Privilegien als „Vermittlerinnen" zwischen 
Kapital und Arbeit zu behalten. Deswegen 
brauchen wir eine klassenkämpferische Be¬ 
wegung an der Basis der Gewerkschaften, 
die von der Bürokratie unabhängig bleibt. 

Was tun? 

Kolleginnen aus den verschiedenen Sek¬ 
toren können sich vernetzen und austau- 
schen. Sie können ihre Gewerkschaften 
auffordern, die Streiks zusammenzuführen. 
Wir von RIO versuchen, erste Erfahrungen 
in diese Richtung zu begleiten. Wir sind der 
Meinung, dass wir perspektivisch ein großes 
Treffen von allen kämpferischen Arbeiterin¬ 
nen brauchen, um zu diskutieren, wie wir 
der Prekarisierung ein Ende setzen können. 

Dafür brauchen wir eine große Front 
der Arbeiterinnenklasse gegen das Kapi¬ 
tal. Denn„Klasse Gegen Klasse" bedeutet, 
so hat Leo Trotzki es schon mal erklärt: 
„alle Organisationen des Proletariats müs¬ 
sen ihren Platz in der Einheitsfront gegen die 
Bourgeoisie einnehmend 

1. Leo Trotzki: Was nun? Schicksalsfragen des 
deutschen Proletariats, https://www.ma rxists. 
org/deutsch/archiv/trotzki/1932/wasnun/ 
schluss.htm. 
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Streiks um Anerkennung 

KITA-STREIKS: Die Arbeitskämpfe in den Sozial- und Erziehungsdiensten der Kommunen 
haben begonnen. Wie können sie erfolgreich sein? 


VON AARON MEINHARD 

ndlich! Nach monatelangen, teilwei¬ 
se wenig öffentlichen Vorbereitun¬ 
gen haben die Gewerkschaften ver. 
di und GEW mit den Tarifkämpfen 
an den Kitas und in der sozialen Arbeit 
begonnen. Für knapp 240.000 Beschäftige 
der Kommunen wird die Entgeltordnung 
neu verhandelt. Diese wird ebenfalls die 
Funktion eines Pilotabschlusses für die cir¬ 
ca 500.000 Kolleginnen bei den freien und 
kirchlichen Trägerinnen erfüllen. 

Auf die erste Verhandlungsrunde am 
25. Februar in Hannover folgte am 23. 
März in Münster eine nicht weniger 
erfolglose zweite. In den Tagen da¬ 
vor gab es dann in verschiedenen 
Bundesländern auch die ersten 
Warnstreiks, zu denen GEW und 
ver.di aufriefen. Daran beteilig¬ 
ten sich insgesamt rund 80.000 
Beschäftigte. 

Zur gleichen Zeit finden die 
arg ritualisierten Tarifverhand¬ 
lungen im Öffentlichen Dienst 
der Länder statt, inklusive grö¬ 
ßerer Warnstreiks allerorts. Doch 
scheint es nicht einmal große Be¬ 
mühungen gegeben zu haben, die 
Kämpfe der Kolleginnen wenigstens 
in Worten zu vereinigen. 

Verbindung von 
Arbeitskämpfen 

Trotz verschiedener Tarifverträge sind es 
oft direkte Kolleginnen. Denn Erzieher¬ 
innen arbeiten beispielsweise vielerorts 
Seite an Seite mit Lehrerinnen an Schulen. 
Gerade angesichts dessen wäre es nur na¬ 
heliegend, nicht nur verbal Solidaritäts¬ 
botschaften zu senden, sondern eine 
praktische Verbindung zwischen den 
Auseinandersetzungen zu ziehen - und 
gemeinsam zu streiken! Solche Kämpfe 
können ein ausgezeichneter Ort sein, 
um der geradezu wahnwitzigen tarifli¬ 
chen Spaltung der Lohnabhängigen in 
Deutschland etwas entgegen zu setzen. 

Das könnte verdeutlichen, dass es sich 
trotz aller Unterschiede im Tarifvertrag 
letztlich um denselben Kampf handelt. 
Die tarifliche Zersplitterung ist nur ein 
Mittel zur Spaltung der Beschäftigten, da 
ein gemeinsamer Kampf fernab von ju¬ 


ristischen Schranken viel wertvoller und 
stärker ist. 

Nun werden sich die Bürokratlnnen 
von ver.di und GEW, gefangen in ihrem 
eigenen tariflichen Legalismus, das aber 
kaum zur Aufgabe machen. Hier ist das En¬ 
gagement von linken und feministischen 
Gruppen gefragt, die eine Perspektive des 
Kampfes aufwerfen, welche über den bü¬ 
rokratischen Rahmen der Gewerkschaft 
hinaus geht. 


Ein feministischer Kampf 

So war auf der bundesweiten Demonstra¬ 
tion zum weltweiten Frauenkampftag am 
8. März das Thema von Arbeitskämpfen 
in der sogenannten Care-Arbeit präsent. 
Auch und eben die Auseinandersetzun¬ 
gen im Sozial- und Erziehungsdienst 
wurden durchaus als bedeutender Teil 
des Versuchs wahrgenommen, in öko¬ 
nomische Kämpfe wie in der Erziehung 
feministisch zu intervenieren. Schließlich 
sind 97 Prozent der Beschäftigten im Er¬ 
zieherinnenberuf weiblich. 

Bei ver.di spielt das bereits eine gewisse 
Rolle, wenn sie zum Beispiel am Equal Pay 
Day, dem 20. März, die traditionsreiche 
Forderung nach gleicher Bezahlung für 
gleiche Arbeit mit der Forderung nach hö¬ 
herer Bezahlung für die ebenfalls traditi¬ 


onell prekären„Frauenberufe" verbinden. 
Weil Erziehungsarbeit von Frauen auch 
unentgeltlich zu Hause gemacht wird, gilt 
sie als weniger wert. Ein Förster zum Bei¬ 
spiel hat ein ähnliches Ausbildungsniveau 
wie ein Erzieher, aber„Männerarbeit" wie 
diese wird besser bezahlt. 

Erzieherinnen verdienen zu Beginn ih¬ 
rer Arbeit nur 2.200 Euro brutto. Sollten 
die Forderungen der Gewerkschaft er¬ 
füllt werden, so würde dies ein Plus von 
rund 10 Prozent bedeuten. Aufgrund des 
derzeitigen Einkommens ist das mehr als 
gerechtfertigt. 

Die dritte Verhandlungsrunde um die 
Entgeltordnung steht am 9. April an. 
Wäre es ein klassischer Tarifkampf 
im Öffentlichen Dienst, hätten wir 
damit bereits das Höchste der 
Gefühle erreicht. Doch statt ei¬ 
nes faulen Kompromisses kön¬ 
nen wir möglicherweise eine 
Blockadehaltung der kom¬ 
munalen „Arbeitgeberinnen" 
erwarten. Wie herausfordernd 
ein Streik sein kann, haben wir 
auch 2009 erlebt, wo ganze elf 
Wochen lang gestreikt wurde. 

Breite Solidarität 

Wir können gar nicht oft genug be¬ 
tonen, von welch enormer Bedeutung 
es sowohl für den Streik als auch für die 
Schaffung eines klassenkämpferischen 
Feminismus ist, eine dynamische Solida¬ 
ritätsbewegung zu schaffen. Dies beinhal¬ 
tet z.B. eine notwendige Unterstützung 
der Elternschaft. 

Noch viel wichtiger ist eine Zusam¬ 
menführung der Kämpfe im gesamten 
Bildungssektor, an der auch Schülerinnen 
und Studierende mitzuwirken haben. So 
haben sie die Möglichkeit an den Streikta¬ 
gen selbst nicht zur Schule oder Universi¬ 
tät zu gehen und so die Beschäftigten am 
Streiktag zu unterstützen. 

Schülerinnen und Lehrerinnen mach¬ 
ten in Berlin bereits den Anfang mit der 
Gründung eines gemeinsamen Komitees, 
das Delegationen von Schülerinnen zu 
den Warnstreiks der Länderbeschäftig¬ 
ten organisierte. Diese Initiative ist nur 
unabhängig von der Bürokratie möglich 
gewesen. Lasst uns für die kommenden 
Warnstreiks gemeinsam die nächsten 
Schritte gehen! 
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Ungleichbehandlung bleibt 

TARIFVERTRAG DER LÄNDER: Der Abschi uss bleibt weit unter den Forderungen der Gewerkschaften. 
Auch die Lehrerinnen wurden fallen gelassen. Aber die GEW könnte weiter streiken. 


VON MAX KARLMANN 

E s ist eine Tarifeinigung, „die sich se¬ 
hen lassen kann 7/1 - so zumindest die 
pompösen Worte der Gewerkschaft 
ver.di zum Abschluss im Öffentli¬ 
chen Dienst. Noch vor einigen Tagen hatte 
ver.di-Chef Frank Bsirske hochtrabend ver¬ 
kündet, einen Tarifabschluss werde es nur 
geben, wenn ein Einstieg in die Gleichbe¬ 
handlung angestellter und verbeamteter 
Lehrerinnen gelinge - dabei bezog er sich 
auf die Forderung der GEW für eine Lehr- 
kräfte-Entgeltordnung (L-EGO). 

Gefordert hatten die Gewerkschaften 
5,5 Prozent mehr Lohn, oder mindes¬ 
tens 175 Euro zusätzlich, bei einer 
Laufzeit von zwölf Monaten. Die 
Ausbildungsvergütungen sollten 
um 100 Euro angehoben werden / y 
und Azubis sollten verbindlich 
übernommen werden. 


Schwacher 

Abschluss 


Und das Ergebnis? Es gibt 2,1 
Prozent mehr Lohn und in ei¬ 
nem Jahr weitere 2,3 Prozent, 
oder mindestens 75 Euro. Also eine 
durchschnittliche Erhöhung von 4,83 
Prozent bei einer Laufzeit von 22 Mo¬ 
naten. Statt 100 Euro mehr Ausbildungs¬ 
vergütung gibt es 30 Euro, in der Alters¬ 
vorsorge wurden zwar die angedrohten 
Kürzungen abgewehrt, aber dafür gibt 
höhere Beiträge - das bedeutet letztend¬ 
lich weniger Lohn. Neueinstellungen im 
öffentlichen Dienst sind fast nur noch 
befristet - kein Wort dazu im Abschluss. 

Es klingt zunächst so, als ob das Ziel 
von 5,5 Prozent beinahe erreicht worden 
wäre. Aber diese 4,83 Prozent beziehen 
sich auf 22 Monate, nicht auf 12. Erreicht 
wurde also weniger als die Hälfte der 
eigentlichen Forderung. Doch nicht nur 
wegen dieses Kunstgriffes ist die lange 
Frist ein Problem. 

Seit 2005/6 gibt es die Trennung zwi¬ 
schen dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD), der für die Angestellten von 
Bund und Kommunen gilt, und dem Tarif¬ 
vertrag der Länder (TV-L). 2016 steht die 
nächste große Tarifrunde im TVöD an. Bei 
einer Laufzeit von 12 Monaten für den Ab¬ 


schluss im TV-L hätte es nächstes Jahr die 
Möglichkeit gegeben, bundesweit gemein¬ 
same Streiks im gesamten öffentlichen 
Dienst zu organisieren. Diese Möglichkeit 
wurde jetzt vollständig untergraben. Die 
Laufzeit des neuen Tarifvertrags auf 22 Mo¬ 
nate zu legen war ein guter Schachzug der 
TdL und zeigt andersherum klar, dass ver.di 
kein Interesse daran hat, solche Streiks zu 
organisieren - die Kampfkraft soll getrennt 
bleiben. 



Streiks der Lehrerinnen? 

Die Forderung der Lehrerinnen nach einer 
Angleichung der Löhne wurde von ver.di 
fallen gelassen. Aber auch die GEW setzte 
sich nicht sehr energisch dafür ein. Bsirske 
sagte nur, er solidarisiere sich mit der GEW, 
aber streiken müsse sie alleine. 2 Was für 
ein unglaublicher Widerspruch zu seinen 
Äußerungen zu Beginn der Verhandlun¬ 
gen! 

Die GEW hätte nun die Möglichkeit, 
weiter für eine Lehrkräfte-Entgeltordnung 
zu streiken. Das setzt aber Druck von der 
Basis voraus. Schon im Jahr 2013 konnte 
eine Basisgruppe die GEW Berlin dazu be¬ 
wegen, einen Kampf mit insgesamt 17 


1. ver.di:Tarifinfo extra 4/2015. 


2.Tagesschau: Alle zufrieden - nur die Lehrer 
nicht, https://www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
oeffentlicherdienst-101 .html. 


Streiktagen zu führen. Damals wurde er 
abgebrochen, angeblich um die Verhand¬ 
lungen auf Bundesebene nicht zu gefähr¬ 
den. Doch in den aktuellen Verhandlun¬ 
gen ist die L-EGO der Lehrerinnen wieder 
unter den Tisch gefallen. 

Für einen Bildungsstreik! 

Genauso wie der restliche öffentliche 
Dienst haben auch die Lehrerinnen das 
Problem, durch Streiks nur indirekt wirt¬ 
schaftlichen Schaden zu verursachen. Ihr 
Streik ist in erster Linie ein politischer, der 
nur durch Chaos im Bildungssystem Druck 
aufbauen kann. 

Um von den bürgerlichen Medien nicht 
gegen den Streik instrumentalisiert 
zu werden („die armen Schülerin¬ 
nen werden allein gelassen"), 
müssen die Schülerinnen an 
diesem Chaos aktiv beteiligt 
sein. Deswegen braucht es 
eine große Bewegung zur So¬ 
lidarität mit den Kämpfen der 
Lehrerinnen, die diese mit den 
Problemen verbindet, die es im 
gesamten Bildungssystem gibt. 
Schlechte Arbeitsbedingun¬ 
gen für Lehrerinnen bedeuten 
schlechte Lernbedingungen für 
Schülerinnen, genauso bei Hoch- 
schulbeschäftigten und Studierenden. 
Es gibt viele Schulen mit einer Orientie¬ 
rung auf den Sozial- und Erziehungsdienst 
- ein Bildungsstreik würde deshalb nicht 
nur bessere Lernbedingungen für die 
Schülerinnen ermöglichen, sondern auch 
bessere zukünftige Arbeitsbedingungen. 

Ansätze dafür gibt es bereits: Schon 
bei den letzten Lehrerinnenstreiks gab 
es zwei maßgeblich von der linken Ju¬ 
gendgruppe RedBrain organisierte Soli¬ 
daritätsdemonstrationen mit jeweils 200 
Schülerinnen und auch beim aktuellen 
Streik im öffentlichen Dienst gab es Soli¬ 
daritätsaktionen von Schülerinnen. 

Aktive Lehrerinnen an der Basis der GEW 
müssen sich nun gruppieren und Druck 
auf die Bürokratie aufbauen - für einen 
Streikfür gleichen Lohn für gleiche Arbeit, 
für den Aufbau einer breiten Solidaritäts¬ 
bewegung, für einen Bildungsstreik! 


ONLINE LESEN. 
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Der Kampf geht weiter! 


AMAZON: Weitere Streiks in der Woche vor Ostern sollen den Arbeitskampf verschärfen. 
Die Kolleginnen wollen den Konzern zwingen, einen Tarifvertrag abzuschließen. 


VON JANOS BERGMANN 


S eit dem 23. März sind die Ama- 
zon-Arbeiterlnnen am Standort 
Graben wieder in den Streik ge¬ 
treten. So fügten sie sich in eine 
Reihe mit den Streiks, die an den anderen 
Standorten stattfanden: in Leipzig am 13. 
und in Bad Hersfeld am 17. und 18. März. 
In den Tagen vor Ostern werden noch 
mehr Standorte bestreikt. Die Forderun¬ 
gen sind: bessere Arbeitsbedingungen, 
Respekt und vor allem einen Tarifvertrag. 

Die bei ver.di organisierten Arbeiter¬ 
innen stellen fest, dass aufgrund der Ar¬ 
beitsbedingungen rund ein Viertel (!) der 
Arbeiterinnen langzeitig krank geschrie¬ 
ben ist. Diese Situation ist nicht normal in 
einem Bereich, wo die Zahl der Abwesen¬ 
heit von der Arbeit aus gesundheitlichen 
Gründen bundesweit eine der niedrigsten 
mit 4,4 Prozent ist. 

Das Problem sind die unmenschlichen 
Arbeitsbedingungen, die vom multinatio¬ 
nalen Konzern in jedem seiner Standorte 
diktiert werden. Die Amazon-Standorte 
sind Paketfabriken. Auf den ersten Blick ist 
der Prozess, der in jedem Standort durch¬ 
geführt wird, einfach: Wareneingang, Sor¬ 
tierung nach Bestelleingang, Suche und 


Sammlung der Ware, Aufbereitung und 
Verpackung und schließlich Lieferung. 

Was kaum zu übersehen ist, ist der 
Druck und die Belastung der Arbeiterin¬ 
nen, die diese Arbeit verrichten müssen. 
Das ist etwas, was jeden Tag passiert und 
noch viel mehr in der Hochphase vor Os¬ 
tern und Weihnachten, den beiden wich¬ 
tigsten Zeiten im Jahr für Amazon. 



Brieselang: 

Kampf gegen Befristung 


Politisierender Kampf 

Der Tarifvertrag könnte verbesserte Ar¬ 
beitsbedingungen und eine Erhöhung der 
Lebensqualität der Arbeiterinnen bringen, 
sodass sie nicht mehr so oft krank sind. 
Amazon lehnt das jedoch strikt ab und dis¬ 
kreditiert in jeder möglichen Weise jene, 
die sich dagegen auflehnen. Dies ist ein 
plumper Versuch, um die Arbeiterinnen 
zu spalten. 

Was der Arbeitgeber jedoch erreicht 
hat, ist ein Wachstum des Organisations¬ 
grades und der Politisierung. Der Kampf, 
der am Anfang nur an zwei Standorten 
- in Leipzig und Bad Hersfeld - stattfand, 
hat sich nun auf alle Standorte ausge¬ 
breitet. In sechs von ihnen haben bereits 
Streiks stattgefunden und der Grad der 
gewerkschaftlichen Organisation bei einer 
Anzahl von etwa 10.000 Arbeiterinnen ist 
bei ungefähr 50 Prozent. 

Zur gleichen Zeit wurde der Grad der 
Koordinierung zwischen den Standorten 
erhöht - trotz der Grenzen, die von der 

Gewerkschaftsbürokratie auferlegt wer¬ 
den. Diese Schranken führten nur 
eine weitere Politisierung an der 


Am 24. März klagten vier Betriebsräte des Ama- 
zon-Versandzentrums in Brieselang bei Berlin vor 
dem Arbeitsgericht gegen ihre Entlassung. Rund 20 
Unterstützerinnen ließen sie nicht allein und beglei- B 
teten sie. Damit protestierten sie gleichzeitig gegen ^ 
die enorme Befristungspraxis am Standort. Organisiert 
wurde der Protest vom Berliner Solidaritätskomitee, wo¬ 
bei auch andere Grußbotschaften vorgelesen wurden. Im 
Mittelpunkt jedoch stand nicht die rein juristische Ausein¬ 
andersetzung, sondern vor allem der Kampf im Betrieb. Ziel 
ist es auch, einen hohen gewerkschaftlichen Organisations¬ 
grad zu erreichen. Schnell wurde beim Gerichtstermin selbst 
klar, dass sich die Parteien nicht einigen würden, so dass der 
nächste Verhandlungstermin auf den 24. Juni gesetzt wurde. 
Somit bleibt viel Zeit für eine kräftige Mobilisierung - und der 
Termin passt zur nächsten Entlassungswelle bei Amazon: 

165 Beschäftigte haben nur bis zum 30. Juni einen Vertrag. 


Basis herbei, die immer mehr Druck auf 
die ver.di-Bürokratie ausübt. Auf dieser 
Grundlage fand ein drittes Aktiventreffen 
von Amazon-Arbeiterlnnen statt. Seither 
gibt es Fortschritte vor allem in Richtung 
einer europäischen Koordination mit Arbei¬ 
terinnen in Frankreich und Polen. 


Verbindung der Kämpfe 

Ein erfolgreicher Arbeitskampf bei Ama¬ 
zon wäre ein wichtiges Signal für die 
prekarisierten Sektoren und die Arbei¬ 
terinnenklasse als Ganzes. Dies ist auch 
ein Kampf gegen die Hartz-Reformen 
vor zehn Jahren, die diesen Zustand erst 
ermöglichten. Deswegen ist auch eine 
Zusammenführung und Vereinigung der 
Kämpfe von großer Bedeutung. Die be¬ 
reits eingeleiteten Angriffe bei DHL, ein 
Versandunternehmen, das für Amazon 
von großer Bedeutung ist, bieten zum 
Beispiel die Möglichkeit, für dieselben 
Forderungen zu kämpfen. 

Die Aufgabe der Revolutionärinnen in 
einem solchen Kampf ist es, ihn mit So¬ 
lidarität zu füllen. Umso mehr, wenn ein 
Bereich der Arbeiterinnenklasse aus der 
Basis seine eigene politische Erfahrungen 
entwickelt und dabei offensichtlich an die 
Grenzen der Gewerkschaftsbürokratie 
stößt. Dies ist es, wofür wir uns als Orga¬ 
nisation einsetzen. Ein Mittel hierzu ist der 
Aufbau von Solidaritätskomitees, die die¬ 
sen Kampfauch auf die anderen Sektoren 
der Arbeiterinnenklasse übertragen und 
diesen Kampf insgesamt in der Gesell¬ 
schaft propagieren. 
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VON STEFAN SCHNEIDER 


D ie Gewerkschaften befinden 
sich in Deutschland offenbar 
im Aufwind." Mit dieser Fest¬ 
stellung beginnt eine Studie, 
die im Februar vom Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) veröffentlicht wurde 
- einer neoliberalen Denkfabrik, finanziert 
von der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände und dem Bundesver¬ 
band der Deutschen Industrie. Wenn die 
Sprachrohre des deutschen Kapitals solche 
Thesen aufstellen, lohnt es sich aufzuhor¬ 
chen. Denn sie könnten ein Indikator dafür 
sein, dass die herrschende Klasse sich auf 
steigende Klassenkampfauseinanderset¬ 
zungen gefasst macht. Eigentlich ein gutes 
Signal für einen Aufbruch in der Arbeiterin¬ 
nenklasse - könnte man meinen. 

Widersprüchliche Trends 

Bei einem genaueren Blick in die Studie 
fällt das Fazit jedoch anders aus. Das IW be¬ 
schreibt das „Comeback der Gewerkschaf¬ 
ten" zunächst folgendermaßen:„A/cjc/i einer 
längeren Strukturkrise scheinen die Gewerk¬ 
schaften in Deutschland derzeit wieder an 
Einfluss zu gewinnen. Die Große Koalition hat 
mit dem gesetzlichen Mindestlohn und ande¬ 
ren Gesetzesvorhaben wichtige Forderungen 
der Gewerkschaften aufgegriffen. Gleichzeitig 
konnte der anhaltende Schrumpfungsprozess 
gestoppt werden. Inzwischen erfreuen sich 
nicht nur kleinere Spartengewerkschaften 
und der zweitgrößte Gewerkschaftsdach¬ 
verband, der beamtenbund und tarifunion 
(dbb), eines Zulaufs. Auch fünf der acht im 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zu¬ 
sammengeschlossenen Einzelgewerkschaf¬ 
ten konnten in den letzten Jahren zumindest 
zeitweise den Gewerkschaftsmitglieder an¬ 
haltenden Abwärtstrend bei der Mitgliede¬ 
rentwicklung stoppen oder umkehren.' n 

Aus dieser Situationsbeschreibung folgt 
für das IW allerdings nicht, dass die Ge¬ 
werkschaften mittels schärferer Auseinan¬ 
dersetzungen wieder stärkeres organisato¬ 
risches und politisches Gewicht erlangen 
und somit potenziell eine Gefahr für die 
Interessen des Kapitals darstellen könnten. 
Ganz im Gegenteil: Mit ihrer angeblichen 
„Opposition" (!) gegen die Agenda 2010 
hätten sich die Gewerkschaften ins Abseits 
manövriert, was sie nun Schritt für Schritt 
durch Pakte mit der Großen Koalition 
überwänden.„Erfolge" wie der lächerlich 
geringe Mindestlohn, die„abschlagsfreie" 
Rente mit 63, die in der Realität nur einem 


1. Carsten Anders/Hendrik Biebeler/Hagen 
Lesch: Gewerkschaftsmitglieder. Mitgliede¬ 
rentwicklung und politische Einflussnahme: 
Die deutschen Gewerkschaften im Aufbruch? 
In: IWTrends 1/2015, Jg. 42. 


Gewerkschaften 
im Aufbruch? 

STUDIE: Eine neoliberale Denkfabrik lobt die stärkere 
Klassenkollaboration der Gewerkschaften. Doch wie könnte 
ein tatsächlicher klassenkämpferischer Aufbruch aussehen? 


winzigen Bruchteil der Lohnabhängigen 
zukommen wird, oder der „Kompromiss" 
zur Verschlechterung des Streikrechts 
mittels des „Tarifeinheitsgesetzes" seien 
die Früchte dieser wiedergewonnenen 
Allianz mit dem deutschen Kapital. Das IW 
beglückwünscht somit die deutschen Ge¬ 
werkschaften für ihr erneuertes Vertrauen 
in die Klassenkollaboration mit den Inter¬ 
essen des deutschen Imperialismus. Aus 



einer klassenkämpferischen Perspektive 
ist ein solcher „Aufbruch" der deutschen 
Gewerkschaften ein düsteres Omen. 


Kampfsektoren 

Dabei ging in den letzten Jahren der 
Mitgliederschwund der Gewerkschaften 
tatsächlich zurück. Trotz eines Einbruchs 
aufgrund fehlender großerTarifrunden im 
Jahr 2014 nimmt die Streikbereitschaft in 
Deutschland wieder zu. 

Die Sektoren, die diese Trendumkehr 
vollziehen, frönen aber gerade nicht der 
„Sozialpartnerschaft", wie es das IW na¬ 
helegt. Stattdessen sind es prekarisierte 
Bereiche, die die Vorhut der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung bilden: ohne 
Tarifbindung, mit einem hohen Frauenan¬ 
teil, mit negativen Erfahrungen gegenüber 
der „Sozialpartnerschaft", zum Beispiel im 
Einzelhandel oder im Logistik-Sektor. Sie 
haben keine Wahl, als eine höhere Kampf¬ 
bereitschaft und radikalere Arbeitskampf¬ 
formen an den Tag zu legen, um überhaupt 
ihre Interessen gegen eine Kapitalseite 


geltend zu machen, die immer stärker auf 
Union Busting und Tarifflucht setzt. 

Gerade weil sie sich mit einer Gewerk¬ 
schaftsbürokratie konfrontiert sehen, die 
trotz mauer Resultate immer wieder nach 
dem Strohhalm der Sozialpartnerschaft 
greift, können sie leicht Sprünge im Klas¬ 
senbewusstsein machen. Emblematische 
Erfahrungen dieser Art waren und sind der 
Streik bei Neupack 2012/13 oder aktuell 
der Arbeitskampf bei Amazon. Sie werfen 
in der konkreten Kampfsituation immer 
wieder die Frage auf: Welche Gewerk¬ 
schaften brauchen wir? 

Rückeroberung 

Wir ziehen dem Institut der deutschen 
Wirtschaft entgegengesetzte Schluss¬ 
folgerungen. Statt einem Festhalten an 
Sozialpartnerschaft und Klassenkollabo¬ 
ration, die den Gewerkschaftsbonzen eine 
politische Mitsprache und ein Mittagessen 
im Kanzlerlnnenamt ermöglichen, wäh¬ 
rend sie gemeinsam mit dem Kapital das 
Streikrecht für kämpferische Sektoren 
einschränken oder abschaffen, sieht un¬ 
ser Aufbruch anders aus. Für uns ist das 
Wiedererlangen der Stärke der Arbeiter¬ 
innenbewegung untrennbar verbunden 
mit einer stärkeren Klassenkonfrontation. 
Zur Frage, welche Gewerkschaften wir 
brauchen, sagen wir: Kampforganisatio¬ 
nen unserer Klasse gegen das Kapital. 

Das bedeutet Streik und Zusammenfüh¬ 
rung der Kämpfe verschiedener Sektoren, 
dabei Aufbau einer klassenkämpferischen 
und basisdemokratischen Alternative zur 
aktuellen Gewerkschaftsführung und 
schließlich Rauswurf der Gewerkschafts¬ 
bürokratie. Wir beteiligen uns deshalb 
an Streiksoli-Netzwerken und stellen in 
jedem Kampf die Selbstorganisierung 
der Arbeiterinnen in den Vordergrund, 
zum Beispiel mit Streikversammlungen, 
Betriebsgruppen und dem Ziel einer klas¬ 
senkämpferischen, antibürokratischen 
Strömung in den Gewerkschaften. Dabei 
sind die Interessen der gesamten Klasse 
zu betonen, wie im Fall der Verteidigung 
des Streikrechts. 
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Schiffbruch des Neoreformismus 

GRIECHENLAND: Vor zwei Monaten gewann Syriza die Wahlen in Griechenland. Sie versprach 
ein Ende der Sparpolitik. Doch nichts ist passiert. Und der Druck der Troika wird immer größer. 


Alexis Tsipras 
sucht Unterstüt¬ 
zung bei Angela 
Merkel 


VON ALEXEJ PESCHKOW 

n den Medien hat ein Wettlauf um 
die Prognose des griechischen Staats¬ 
bankrotts begonnen. Vor einigen Wo¬ 
chen wurde noch vermeldet, dass die 
Finanzen nur bis Ende Februar ausreichen 
sollten - jetzt gilt der 8. April als „Dead¬ 
line" Obwohl Athen bereits die recht¬ 
lichen Grundlagen geschaffen hat, um 
das Geld der Sozialkassen zu plündern, 
soll ihr das Geld ausgehen. Wie konnte 
die Regierung so in Bedrängnis geraten, 
nachdem sie noch bei Amtsantritt den 
endgültigen Bruch mit der Sparpolitik 
versprochen hatte? 

Seit ihrer Wahl tut die Regierung um 
Alexis Tsipras und Giannis Varoufakis 
nichts anderes, als ihre Wahlverspre¬ 
chen zu brechen und wie ein Lakai des 
Imperialismus die Kredite und Zinsen so 
gefällig wie möglich zurückzuzahlen. Bei¬ 
spiele für gebrochene Wahlversprechen 
gibt es viele, zu den wichtigsten gehören 
die Nichtanhebung des Mindestlohnes 
sowie das vertragliche Festhalten an den 
bereits vorgenommenen Privatisierun¬ 
gen, wie im Fall des Hafens von Piräus. 
Am 20. März etwa zahlte sie der Europä¬ 
ischen Zentralbank (EZB) eine Kreditrate 
von 350 Millionen Euro, am gleichen Tag 
folgte eine Zinszahlung an den Internati¬ 
onalen Währungsfonds (IWF) in Höhe von 
110 Millionen Euro. Wen wundert es da, 
wenn der Regierung das Geld ausgeht? 

Totale Kapitulation 

Ebenso trat die Regierung an, um die 
scheinbar unermessliche Macht der kor¬ 
rupten Oligarchlnnen zu brechen. Dabei 
hatte der Finanzminister Varoufakis noch 
vollmundig angekündigt:„l/l//r zerschlagen 


das griechische Oligarchen-System". Doch 
Woche für Woche werden mehr Zahlun¬ 
gen fällig. Sie waren und sind ein Mittel 
vor allem des deutschen Imperialismus, 
um die Kontrolle über die griechische 
Wirtschaft zu bewahren. 

Die Troika mit Deutschland an der 
Spitze verfolgt ein übersichtliches Kalkül: 
Entweder Athen setzt die Bedingungen 
der„Hilfsprogramme // weiter um und ver¬ 
spricht „Reformen" in Form spottbilliger 
Privatisierungen - oder der Regierung 
wird kein Geld mehr geliehen. Damit 
könnte Athen auch pleite gehen und so 
die öffentlichen Zahlungen von Renten, 
Gehältern oder Pensionen einstellen. Die 
Regierung um Tsipras würde massiv an 
Vertrauen einbüßen. Doch dieses perfide 
Spiel klappt nur, weil Athen folgsam die 
Schulden zurückzahlt. 

Die Tsipras-Regierung setzt damit das 
Programm der Kapitulation vor der Troi¬ 
ka fort. Diese prüft wieder die Athener 
Staatsfinanzen. Leider spricht nicht viel 
dafür, dass die Linkspartei Syriza diesen 
verräterischen Kurs beenden wird: Schon 
in den nächsten Wochen stehen weitere 
Zahlungen in Höhe von mehreren Milliar¬ 
den an und die griechische Regierung hat 
nichts besseres vor als die Gläubigerinnen 
zu „beruhigen". 

Regierung ohne Lösung 

Schon jetzt hat die griechische Regierung 
zu viele Gelegenheiten liegen lassen, um 
mit dem Spardiktat Berlins zu brechen. Be¬ 
sonders AlexisTsipras gibt dieserTage ein 
erbärmliches Bild ab. Nichts ist mehr vom 
Verbalradikalen zu sehen - er ist nun der 
„Staatsmann" der aus Verzweiflung erst 
nach Berlin zur Abbitte reist, um sodann 
für etwaige Hilfe in den Kreml zu fliegen. 


Die Regierung ist nur angetreten, um 
die griechischen Massen zu betrügen. Die 
Illusion, dass man mittels Verhandlungen 
mit der EU eine Auflockerung des Sparpro¬ 
gramms erreichen könnte, bröckelt - denn 
nicht einmal die kapitalistische Schein¬ 
lösung des Keynesianismus (Stärkung der 
Binnennachfrage) wird ihr erlaubt. 

Damit bleibt nur eine realistische Alter¬ 
native offen: Die Mobilisierung der Massen 
gegen das Sparprogramm, die Verstaat¬ 
lichung der Banken und Schlüsselindus¬ 
trien und die Besetzung und Übernahme 
der Fabriken unter Arbeiterinnenkontrolle 
weisen den Weg aus der Krise. Sämtliche 
Schulden müssen ersatzlos gestrichen 
werden, eine Entschädigung darf nicht 
gezahlt werden - stattdessen soll das 
Geld für Herstellung öffentlicher Versor¬ 
gung, Wiedereinstellungen und öffentli¬ 
che Lohnerhöhungen verwendet werden. 
Dazu müssen sich die Arbeiterinnen und 
Unterdrückten organisieren. 

Antwort der Klasse 

Eine schlagkräftige, unabhängige Organi¬ 
sation der Arbeiterinnenklasse wäre nötig, 
um dieses Programm umzusetzen. Sie hät¬ 
te die Aufgabe, die Troika zu verjagen und 
eine Arbeiterinnenregierung zu errichten. 

In Deutschland müssen Linke Wider¬ 
stand gegen das deutsche Regime leisten. 
Denn anders als die Linkspartei immer 
wieder behauptet, ist die kapitalistische EU 
Ursache und nicht Lösung der Misere - sie 
muss zerschlagen werden. Die richtige Pers¬ 
pektive sind die Vereinigten Sozialistischen 
Staaten von Europa. Die aktuelleTrennlinie 
der deutschen Linken vom Sozialchauvinis¬ 
mus muss die Streichung der Schulden sein. 
Es sind die Schulden der Kapitalistlnnen, 
nicht die Schulden der Arbeiterinnen. 
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VON WLADEK FLAKIN 


D ie Hoffnungen sind schnell ver¬ 
flogen: Der Wahlsieg von Syriza in 
Griechenland bedeutete kein Ende 
der Sparpolitik - im Gegenteil, 
die neue „Linksregierung" setzt sie unter 
Aufsicht der Troika selbst weiter um. Viele 
Menschen, die ihre Hoffnungen auf diese 
neoreformistische Partei gesetzt haben, 
suchen nun nach einer linken Alternative. 

Linker Reformismus 

Die Linke Plattform von Syriza kritisiert die 
Vereinbarung mit der Troika. Innerhalb 
von Syrizas Zentralkomitee konnten die 
Linken 40 Prozent der Stimmen sammeln. 
Doch auf die Politik der Regierung haben 
sie keinen Einfluss - obwohl sie selbst Mi¬ 
nisterinnen stellen. 

Sie kritisieren zwar die Politik der Regie¬ 
rung, aber aus„Parteidisziplin" hielten sie 
sich aus den spontanen Mobilisierungen 
gegen die Vereinbarung mit der Eurogrup¬ 
pe raus - und im Parlament stimmten sie 
geschlossen für die Wahl eines ehemali¬ 
gen Innenministers der konservativen Nea 
Dimokratia zum Staatspräsidenten. 

Welche Alternative schlägt dieser lin¬ 
ke Flügel vor? Stathis Kouvelakis etwa ar¬ 
gumentiert, dass nur der Bruch mit dem 
Euro, die Einführung einer neuen griechi¬ 
schen Währung und die Abschreibung 
„des Großteils der Schulden" einen Aus¬ 
weg aus der Krise bieten könnte. 1 

Doch in diesem Szenario würde es 
sofort zu einer Abwertung der neuen 
griechischen Währung kommen. Alle Im¬ 
portgüter würden sich um ein Vielfaches 
verteuern, der Lebensstandard der arbei¬ 
tenden Bevölkerung würde massiv sinken. 
Wenn sich der griechische Kapitalismus 
dadurch erholen könnte, dann nur durch 
die verschärfte Ausbeutung der griechi¬ 
schen Arbeiterinnen. Erstaunlicherweise 
will Kouvelakis dabei nicht mit der kapi¬ 
talistischen EU brechen. 


Wenn die Fortsetzung der Sparpolitik 
eine endlose soziale Katastrophe bedeu¬ 
tet, dann stellt eine neue griechische Wäh¬ 
rung nur eine andere Form dieses Angriffs 
auf die Arbeiterinnen dar. Costas Lapavit- 
sas, ebenfalls vom linken Flügel Syrizas, hat 
die Abwertung des argentinischen Pesos 
im Jahr 2001 als Vorbild gelobt 2 - ohne zu 
erwähnen, dass diese Maßnahme die Ar¬ 
beiterinnen ins Elend stieß. Die Frage„Euro 
vs. Drachme" ist im Rahmen des Kapitalis¬ 
mus eine Wahl zwischen Pest und Cholera. 

Ultralinker Stalinismus 

Die Kommunistische Partei Griechenlands 
(KKE) hat einen radikalen Diskurs: Die 
„Arbeiterinnenklasse muss die Macht über¬ 
nehmen", so ihr Generalsekretär Dimitris 
Koutsoumbas, „denn die kapitalistische Wirt¬ 
schaft-unter welcher Regierung auch immer 
- schafft immer Krisen, Arbeitslosigkeit und 
Armut" 3 . Trotz ihrer niedrigen Wahlergeb¬ 
nisse hat sie etwa doppelt so viele Mitglie¬ 
der wie Syriza und wesentlich mehr Einfluss 
in der Arbeiterinnenbewegung. 

Doch diese Formation bleibt gefangen 
im stalinistischen Programm des „Sozia¬ 
lismus in einem Land". Außerdem hat die 
KKE in den 90er Jahren im Sinne der stali¬ 
nistischen Politik der „Volksfront" eine Re¬ 
gierung zusammen mit der ND gebildet. 

Jetzt verfolgt die Partei eher die stalinis- 
tische Politik der„Dritten Periode": Sie lehnt 
die Methode der Einheitsfront ab, nach der 
Kommunistinnen taktische Vereinbarun¬ 
gen mit reformistischen Massenparteien 
treffen, um die Arbeiterinnen in diesen 
Parteien in gemeinsamen Kämpfen für ein 
kommunistisches Programm zu gewinnen. 

Im Parlament setzt die KKE aktuell Sy¬ 
riza mit richtigen Vorstößen unter Druck. 


1. Stathis Kouvelakis:Time Isn't on Our Side. 
https://www.jacobinmag.com/2015/03/gre- 
ece-syriza-eurogroup-negotiations-austerity/. 


2. Josefina L. Martinez: ^Quienes son y que 
defienden los sectores criticos dentro de 
Syriza? http://www.laizquierdadiario.com/ 
Quienes-son-y-que-defienden-los-secto- 
res-criticos-dentro-de-Syriza/. 

3. Nikos Lountos: Understanding the Greek 
Communists. https://www.jacobinmag. 
com/2015/01 /understanding-the-greek-com- 
munists/. 


Doch auf der Straße setzt die KKE konse¬ 
quent auf vollständig getrennte Aktionen. 
Einen revolutionären Umsturz kann sich 
diese Partei nur unter ihrer bürokratischen 
Kontrolle vorstellen, weshalb sie auch die 
Selbstorganisierung der Unterdrückten 
ablehnt. 

Antikapitalismus 

Das antikapitalistische Bündnis ANTARSYA 
fordert die Streichung der Schulden und die 
Verstaatlichung der Banken unter Arbeite¬ 
rinnenkontrolle. Vor allem bleibt diese For¬ 
mation unabhängig von der bürgerlichen 
Regierung, weshalb sie gegen die Kürzun¬ 
gen von Tsipras und Co. mobilisieren kann. 
Bei Wahlen war ANTARSYA immer eine 
marginale Kraft, aber an den Universitäten 
organisiert sie doppelt so viele Studieren¬ 
de wie Syriza und hat wichtigen Einfluss in 
manchen Sektoren der Arbeiterinnenbewe¬ 
gung, wie bei den Lehrerinnen. 

Als Bündnis aus mehr als einem halben 
Dutzend Gruppen hat ANTARSYA nicht im¬ 
mer ein klares Programm. Der linke Flügel, 
der sich auf den Trotzkismus bezieht, ar¬ 
gumentiert für ein Übergangsprogramm 
gegen die Krise, das vor allem auf Ar¬ 
beiterinnenkontrolle orientiert ist - doch 
es gibt auch einen rechten Flügel, der eine 
Offenheit für die bürgerliche Perspektive 
des„Grexit" zeigt (ähnlich wie Kouvelakis 
vom linken Flügel von Syriza). 

Insgesamt stellt ANTARSYA ein zentris- 
tisches Projekt dar, das heißt seine Politik 
schwankt zwischen reformistischen und 
revolutionären Positionen. Das Bündnis 
spricht von der Notwendigkeit einer „Al¬ 
ternative, die mit dem Euro, der EU und 
der Politik des Kapitals bricht" und vom 
„Sturz des Kapitalismus", aber ohne eine 
klare Strategie für eine revolutionäre Re¬ 
gierung, die sich auf Arbeiterinnenräte 
stützen muss. Aber unter den Schlägen 
des Klassenkampfes in Griechenland ent¬ 
wickelt sich der Zentrismus von ANTAR¬ 
SYA aktuell klar nach links. Deshalb ist es 
eine notwendige Herausforderung für die 
radikale Linke weltweit, sich mit diesem 
Bündnis stärker auseinanderzusetzen. 


Costas Lapavitsas 


KKE - 5 . 5 % 


ANTARSYA -0,64% 
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Tod und Staatskrise 

Der Tod eines Staatsanwaltes in Argentinien bringt die Regierung in eine politische Krise. 


VON PETER ROBE 

H eiß wie einer der Sommertage in 
Buenos Aires wurde die Debatte 
um den Tod des Staatsanwaltes 
Alberto Nisman geführt. Auf der 
Strecke blieb die Wahrheit. Denn sowohl 
die bürgerliche Opposition als auch die Re¬ 
gierung um Cristina Kirchner haben den 
Fall für ihre Zwecke missbraucht. 

Nisman war als Staatsanwalt für die Auf¬ 
klärung des Attentatsaufein jüdisches Kul¬ 
turzentrum (AMIA) vor 23 Jahren beauftragt, 
bei dem 85 Menschen starben. Er vermute¬ 
te die Vertuschung der Kirchner-Regierung 
und ihrerVorgängerlnnen aufgrund geopo- 
litischer Verbindungen mit dem Iran. Einen 
Tag bevor er dies im Nationalen Kongress 
erläutern konnte, starb er - ob es Mord oder 
Selbstmord war, ist nicht geklärt. 

Die rechte Opposition brachte auf einer 
Kundgebung am 18. Februar 70.000 Per¬ 
sonen zusammen. Sie halten Kirchner für 
mitverantwortlich. Diese antwortete mit 



einer Kundgebung am 1. März, bei der sie 
eine ähnliche Zahl mobilisierte, und konn¬ 
te mit einer Schein-Reform des Geheim¬ 
dienstes die Initiative zurückgewinnen. 

Diese Auseinandersetzung machte die 
Verstrickung zwischen Geheimdiensten, 
Justiz und dem Staatsapparat offensicht¬ 
lich. Sie folgen alle ihren politischen Inte¬ 
ressen und sind nicht an einer Aufklärung 


interessiert. Dass das kein lateinamerikani¬ 
sches Phänomen ist, sondern die normale 
Funktionsweise des bürgerlichen Repres¬ 
sionsapparates, wurde auch in Deutsch¬ 
land mit dem NSU-Skandal deutlich. 

Vor diesem Hintergrund begann das 
Wahljahr, das mit den Präsidentschafts¬ 
wahlen gekrönt werden wird. Bei den 
Bürgermeisterschaftswahlen in Mendoza 
errang der Abgeordnete der Partei Sozia¬ 
listischer Arbeiterinnen (PTS), Nicoläs del 
Cano, den zweiten Platz. Er verkörpert mit 
dem Ergebnis die Konsolidierung dieser 
politischen Kraft, die für die Klassen¬ 
unabhängigkeit der Arbeiterinnen steht. 

Am 24. März nahm die PTS an der 
jährlich von Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen und linken Kräften aufgerufene 
Demonstration zum Gedenken an den 
Militärputsch 1976 teil. Mit einem gro¬ 
ßen Block, der von Arbeiterinnen, Frauen 
und Jugendlichen gefüllt war, machten 
sie deutlich, dass die klassenkämpferische 
Linke eine reale Alternative ist. 


Zwei Jahre ohne Chävez 

ln Venezuela erhöhen die Vereinigten Staaten und die proimperialistische Rechte den Druck. 


VON PETER ROBE 

E ine „Bedrohung für die Sicherheit 
der USA" sei Venezuela, so Barack 
Obama. Diese Aussage ist eine 
weitere imperialistische Aggressi¬ 
on gegen das lateinamerikanische Land. 
Versteckt hinter einem heuchlerischen 
Menschenrechts-Diskurs versucht der 
US-lmperialismus, in die Geschicke Vene¬ 
zuelas einzugreifen. 

Zwei große Krisen beschäftigen das 
Land. Auf der einen Seite steht die poli¬ 
tische Krise, die mit dem Tod von Hugo 
Chävez vor zwei Jahren eingetreten ist. 
Auch wenn sich die Regierung von Nicoläs 
Maduro als Kontinuität hinstellt, kann kei¬ 
ne Person an die Popularität von Chävez 
herankommen. 

In diesem Rahmen konnte die proim¬ 
perialistische Rechte offensiv auftreten. 
Doch während sie vor einem Jahr mit 
massenhaften Mobilisierungen eine echte 
Putsch-Stimmung erzeugen konnte, ist sie 
nicht mehr so stark. Nach der Verhaftung 
des Oppositionsführers Antonio Ledezma, 


Bürgermeister von Caracas, wegen „Put¬ 
schismus" Ende Februar kann sie jedoch 
auf die feste Unterstützung sowohl der 
lateinamerikanischen Rechten als auch 
des Imperialismus setzen. 

Wirtschaftlich konnte der Chavismus 
durch den Erdölexport einige Zugeständ¬ 
nisse an die Arbeiterinnenklasse machen, 
wie die Verstaatlichung von Schlüssel¬ 
industrien - allerdings zahlte die Regie¬ 
rung Marktpreise an die imperialistischen 



Konzerne. Mit dem dramatischen Fall der 
weltweiten Erdölpreise brechen die Mög¬ 
lichkeiten für soziale Besänftigungen für 
das venezolanische Regime weg. 

Mit einer Inflationsrate über 60 Pro¬ 
zent und ständiger Knappheit sind die 
Lobeshymnen auf den „Sozialismus des 
21. Jahrhunderts" nur Schall und Rauch. 
Diese Krise wird von den imperialisti¬ 
schen Mächten befeuert und von der 
Maduro-Regierung mit der beständigen 
Zahlung der Auslandsschulden weiter 
entwickelt. 

Zwei Jahre nach dem Tod von Chävez 
wird deutlich, dass das chavistische Projekt 
in seinem Niedergang die Unterordnung 
unter den Imperialismus weiterführt. Die 
revolutionäre Linke muss sich den Interes¬ 
sen des Imperialismus mit der Forderung 
nach Nichtzahlung der Auslandsschulden 
entgegenstellen. Nur die Arbeiterinnen 
können mit Streiks und Forderungen nach 
Preiskontrollen, gleitenden Löhnen und 
der entschädigungslosen Enteignung von 
Unternehmen (die Entlassungen durch¬ 
führen) die soziale Krise abwenden. 




WWW.KLASSEGEGENKLASSE.ORG 


Nr. 15 April 2015 


INTERNATIONAL 


Vor einer neuen Finanzkrise? 

EUROKRISE: Der Fall des Euro ist ein Symptom für die anhaltende Akkumulationskrise. 





VON STEFAN SCHNEIDER 


D eutschlands Topmanager zit¬ 
tern vor der Euro-Schwäche": 
So titelte die Tageszeitung 
„Die Welt" Anfang des Jah¬ 
res. Seitdem ging der „dramatische Ab¬ 
sturz" des Euro noch weiter. Aktuell ist der 
Euro so schwach wie zuletzt vor zwölf Jah¬ 
ren: In den letzten zwölf Monaten verlor 
er fast ein Viertel seines Wertes gegenüber 
dem US-Dollar. 

Hauptgründe dafür sind einerseits die 
aktuelle Stärke des Dollars und ande¬ 
rerseits der Beschluss der Europäischen 
Zentralbank (EZB) vom Januar, bis Mitte 
nächsten Jahres monatlich Staatsanleihen 
im Wert von 60 Milliarden Euro zu kaufen - 
ein Gesamtvolumen von 1,1 Billionen Euro. 
Gleichzeitig soll der Leitzins der EZB auf 
dem Rekordtief von 0,05 Prozent bleiben. 

Damit verfolgt die EZB eine Politik der 
massiven Kapitalisierung des Euroraums. 
Eine ähnliche Politik hatte die US-ameri¬ 
kanische Zentralbank FED über Jahre auch 
im Dollar-Raum durchgeführt, inzwischen 
aber wieder eingestellt. Dabei ist dieses 
Quantitative Easing (QE) genannte Pro¬ 
gramm der EZB größer als es jedes einzel¬ 
ne der amerikanischen „QE"-Programme 
war. 


Deutsche Exportindustrie 

Dass die deutschen „Top-Manager zit¬ 
tern" bedeutet allerdings nicht, dass sie 
mit dem Verfall des Euro nicht ordentlich 
Geld scheffeln würden. Nicht umsonst 
kommentierte das „Handelsblatt" die 
EZB-Entscheidung als „Milliarden-Ge- 
schenk". Insbesondere die deutsche Ex¬ 
portindustrie profitiert von der Schwäche 
des Euro, denn ihre Autos oder Maschinen 
werden auf den Weltmärkten günstiger. 
Die Nachfrage nach Produkten „Made in 
Germany" oder anderen Euro-Staaten 
dürfte anziehen. Schon 2014 verkaufte 
Deutschland so viele Waren ins Ausland 
wie nie zuvor. 

Zeuge davon ist auch der beispiel¬ 
lose Kursanstieg des DAX: Der Index 
der 30 größten und umsatzstärksten 
deutschen Unternehmen zog seit 
Herbst letzten Jahres rasant 
an und durchbrach am 
16. März erstmals die 
Rekordmarke 
von 12.000 


stark, wodurch wie schon 2007/08 bald 
eine neue und möglicherweise heftigere 
Überschuldungskrise der peripheren Län¬ 
der ausgelöst werden könnte - denn an¬ 
ders als vor ein paar Jahren besitzen diese 
Länder nicht mehr die Wachstumsraten, 
um die Krise auch nur ansatzweise auszu¬ 
gleichen, nicht einmal China. 

Überakkumulationskrise 

Das aktuelle „deutsche Wirtschaftswun¬ 
der" ist kein Anzeichen dafür, dass die 
Weltwirtschaftskrise überwunden wäre. 
Ganz im Gegenteil weist sie darauf hin, 
dass dieTendenzen zur Überakkumulation 
von Kapital, das heißt zur Anhäufung von 
nicht mehr produktiv investierbarem Ka¬ 
pital, ungebrochen sind. Das überschüssi¬ 
ge Kapital wird in die Aktienmärkte inves¬ 
tiert und schafft dort neue Finanzblasen. 
Falls sie platzen, wird dies verheerende 
Auswirkungen für die Arbeiterinnenklasse 
haben - hierzulande und international. 
Denn die Kapitalakkumulation kann nur 
auf hohem Niveau aufrecht erhalten wer¬ 
den, wenn neue Märkte erschlossen, die 
bisherige Ausbeutung intensiviert und/ 
oder Kapital vernichtet wird. 

Schon jetzt bereitet sich das deutsche 
Kapital auf diese Szenarien vor (daher die 
„Angst" der Top-Managerlnnen), und ver¬ 
tieft die Angriffe auf die Peripherie (Grie¬ 
chenland, Ukraine), während es gleichzeitig 
Vorkehrungen dafür trifft, zukünftige Wi¬ 
derstände in Deutschland niederzuschla¬ 
gen. Die zu erwartende Einschränkung 
des Streikrechts, sowie die Debatte 
um neue Spezialeinheiten der 
Polizei weisen auf tur¬ 
bulentere Zeiten 
hin. 


Punkten, fast 4.000 Punkte über dem 
Höchststand vor dem Ausbruch der Welt¬ 
finanzkrise Ende 2007. 

Natürlich profitieren nicht alle deut¬ 
schen Unternehmen von der Schwäche 
des Euro, denn gerade die Importkosten 
für Waren oder Rohstoffe aus dem Ausland 
steigen. So ist auch der internationale Preis¬ 
verfall des Rohöls in Deutschland weniger 
spürbar gewesen. Verliererin ist dabei nicht 
zuletzt die arbeitende Bevölkerung, da sich 
die Kosten für Konsumgüter erhöhen. 

So lautet denn auch das Fazit: Die EZB 
subventioniert mit ihrer inflationären 
Geldpolitik massiv die deutsche Exportin¬ 
dustrie, welche ihre Stellung auf dem Welt¬ 
markt nun noch weiter ausbauen kann. 


Die Stärke des Dollars 

Ein weiterer Grund für den starken DAX 
liegt im Euro-Dollar-Kurs. Aufgrund des 
starken Dollars legen US-lnvestorlnnen ver¬ 
stärkt Kapital an der Frankfurter Börse an. In 
Bezug auf einen Korb mehrerer Währungen 
ist der Dollar seit Juli letzten Jahres um 24 
und seit Mitte 2011 um 40 Prozent gestie¬ 
gen. Dieser Kursanstieg des Dollars ist sogar 
stärker als der Anstieg Mitte der 90er Jahre, 
der Mitauslöser der Finanzkrisen in Südost¬ 
asien 1997 und Russland 1998 war. 

Die„QE"-Programme der US-amerikani¬ 
schen FED hatten über Jahre hinweg große 
Mengen an Dollars in die Weltwirtschaft ge¬ 
pumpt. Gerade periphere und abhängige 
Länder wie in Südamerika oder Schwel¬ 
lenländer wie China wurden dadurch mit 
Dollars überschwemmt, da Kredite in Dollar 
extrem billig waren. Der deutliche Kursan¬ 
stieg des Dollars in den letzten Jahren ver¬ 
teuert diese Kredite 
nun aber wieder 
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Refugee-Bewegung am Boden? 

GEFLÜCHTETE: Aufopfernde Kämpfe, rassistische Gesetze und strategische Schranken. Die 
Bewegung legalisierter Migrantlnnen ein Jahr nach der Räumung des Oranienplatzes. 


Refugees 
protestieren auf 
einem Doch der 
Gürtelstroße 


VON SOREN LUXBACH 
UND OSKAR HUBER 

K nackende Holzbretter, reißende 
Planen, brummende Radlader, 
aufgeregte Schreie und wilde 
Handgemenge - am Morgen des 
8. April 2014 ereignete sich auf dem 
Berliner Oranienplatz alles - bloß kein 
„friedlicher Abbruch" des Camps der seit 
2012 protestierenden Geflüchteten. Der 
Berliner Senat hatte die Räumung mit 
seiner heuchlerischen und manipulati¬ 
ven Spaltungspolitik durchgesetzt. Ihre 
Versprechungen nach Einzelfallprüfungen 
und Unterkünften wollten die Regierungs¬ 
parteien CDU und SPD nie einhalten. 

Kampf und Repression 

In den Folgemonaten der Räumung 
gab es zermürbende Kämpfe, wie in der 
Berliner Gürtelstraße. Die ebenfalls seit 
2012 besetzte ehemalige Gerhart-Haupt- 
mann-Schule konnte trotz einwöchiger Mi¬ 
litarisierung des Stadtviertels gegen eine 
Räumung - dieses Mal unter Komplizen¬ 
schaft der Grünen - verteidigt werden. Der 
Status der Bewohnerinnen ist aber nach 
wie vor prekär - aktuell stehen sie wieder 
vor der Räumung. 

Die seit langem dynamischste soziale 
Bewegung Deutschlands kämpft nach 
wie vor gegen die Isolation der oft abge¬ 
legenen Lager, gegen Residenz¬ 
pflicht, Arbeitsverbote, bru¬ 
tale Fallen des europäischen 
Migrationsregimes (Dublin 
Kriminalisierung und 
rassistische Unter¬ 
drückung im Gan¬ 
zen. Ihr Epizentrum 
hatte und hat sie in 
Berlin. 



Erreicht wurden dennoch nur gering¬ 
fügige Lockerungen - politische Kampag¬ 
nen wie die kollektive Anerkennung über 
den §23 des Aufenthaltsgesetzes konnten 
nicht durchgesetzt werden. Im Gegen¬ 
zug wurden auf Bundesebene unter Zu¬ 
stimmung der Grünen mit der „Sicheren 
Drittstaatenregelung" deutliche Verschär¬ 
fungen verabschiedet. Weitere harte Ein¬ 
schnitte sollen ab kommendem Sommer 
greifen und sorgen für die massenhafte 
Inhaftierung von „Geduldeten" - neben 
Verbesserungen für eine„gut integrierte" 
Minderheit. 

Objektive Grenzen... 

Die heuchlerische Politik des Staatsappa¬ 
rats und der Parteien CDU, SPD und Grüne 
konnte den Widerstand letztlich schwä¬ 
chen. Die ohnehin illegalisierten Geflüch¬ 
teten traf die Repression mit besonderer 
Härte. Die erlittenen Niederlagen gehen 
auf ein krasses Ungleichgewicht im Kräfte¬ 
verhältnis zurück. Obwohl die Refugee-Be- 
wegung der kämpferischste Ausdruck in 
der aktuell noch ruhigen Situation war, 
konnten die Aktivistinnen den Staat nicht 
annähernd genug konfrontieren, um ihre 
Forderungen durchzusetzen. Es fehlte vor 
allem an materiellem Druckgegen die ras¬ 
sistische Politik der Herrschenden. 

Die Solidarität im Zuge einer breiten 
Öffentlichkeit in Reaktion auf die rassisti¬ 
schen Pegida-Mobilisierungen seit Ende 
2014 verblieb dann auch im Schatten 
des getarnten Rassismus der bürgerli¬ 
chen Parteien. Diese hatten die aktuellen 
Asylrechtsverschärfungen selber mit auf 
den Weg gebracht. Ihr staatstragender 
Versuch, sich gegen Pegida als „anti¬ 
rassistisch" anzubiedern, war ebenso 
durchschaubar wie folgenlos. Auch die 
im Umfeld der rassistischen Bewegung 
schlagartig zunehmenden Angriffe auf 
Geflüchtete versuchte der deutsche Staat 
nicht zu verhindern. 

...und strategische 
Schranken 

Die Kräfteverhältnisse zu verändern, wäre 
die Aufgabe der organisierten Teile der 
Bewegung gewesen. Doch mit einigen 
Ausnahmen waren sie darauf fokus- 



- also die rein technische Unterstützung 
ohne eine politische Perspektive - zu leis¬ 
ten. So wichtig diese Unterstützung auch 
ist, die Kräfteverhältnisse konnte sie nicht 
nachhaltig ändern. Platzbesetzungen sind 
beispielsweise legitime taktische Mittel, 
um ein Ziel zu erreichen - mediale Auf¬ 
merksamkeit kann aber eine Strategie 
nicht ersetzen. 

Die strategische Schranke, die es 
nach wie vor zu durchbrechen gilt, 
ist die Verbindung zur organisierten 
Arbeiterinnenklasse, bei der im Kapita¬ 
lismus die gesellschaftliche Macht liegt. 
Die subjektive Krise der Arbeiterinnenbe¬ 
wegung in Deutschland macht diese Per¬ 
spektive weder selbstverständlich noch 
leicht umzusetzen - unabdingbar ist sie 
dennoch. Diese Verbindung versuchte 
die Gruppe Refugee Struggle for Freedom 
selbst aufzubauen, als sie das DGB-Haus 
Berlin-Brandenburg besetzte. Leider er¬ 
fuhr sie auffällig wenig Unterstützung aus 
dem autonomen Spektrum, aber auch der 
traditionellen Linken, bis hin zur offenen 
Ablehnung durch die SDAJ, die ihren 
Stand in der Bürokratie gefährdet sah. 
Aber auch die gewerkschaftlich orientierte 
Linke konnte nicht genügend Unterstüt¬ 
zung aufbringen. 

Die Räumung des besetzten DGB-Hau- 
ses durch die Polizei war deshalb eine 
schwere Niederlage. Da die Geflüchteten 
weitgehend isoliert waren, konnte die 
Gewerkschaftsbürokratie rücksichtslose 
Gewalt anwenden, um sich den unge¬ 
mütlichen Verhandlungspartnerinnen zu 
entledigen. Damit trat sie die Interessen 
der Arbeiterinnenklasse, die selbst keine 
Grenzen kennt, mit Füßen. Die gewerk¬ 
schaftliche Perspektive ist nach dieser 
Erfahrung innerhalb der Refugee-Bewe- 
gung erst recht marginal und ihre Um¬ 
setzung wird viel Geduld brauchen. Aber 
sie ist ein gangbarer Weg, wenn bewusste 
Teile der Arbeiterinnenklasse für sie ge¬ 
wonnen werden können. 

Die Refugee-Bewegung ist ein Jahr 
nach der„0-Platz"-Räumung spürbar ge¬ 
schwächt, aber sie lebt. Sie kann auch nicht 
als Ganzes und politisch„geräumt" werden, 
so lange ihre objektiven Bedingungen, die 
Flucht und der staatliche Rassismus, wei¬ 
ter existieren. Ihr gerechter Kampf geht 
deshalb weiter und unsere Solidari¬ 
tät ist weiterhin unabdingbar. 
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BLOCKUPY: Nach den erfolgreichen Aktionen des Bündnisses kommt die Gewaltfrage auf. 

Die bürgerlichen Medien sprechen vom „Terror". Wie stehen Marxistinnen zur Gewaltfrage? 


VON BARAN SERHAD 
UND ALEXEJ PESCHKOW 

einahe 20.000 Aktivistinnen ha¬ 
ben anlässlich der Eröffnung des 
neuen Gebäudes der Europäischen 
Zentralbank in Frankfurt gegen die 
Spardiktate der Troika protestiert. Damit 
setzten sie ein eindrucksvolles Zeichen, 
dass sich auch im „Herzen der Bestie" 
Widerstand gegen die europäische Ver¬ 
armungspolitik rührt. 

Nach den Bildern von brennenden 
Barrikaden und dem über Frankfurt auf¬ 
steigenden Rauch sprachen die bürgerli¬ 
chen Medien von „Terror". Derlei Gewalt¬ 
debatten dienen dazu, die Aktivistinnen 
zu kriminalisieren und zu delegitimieren - 
aber auch, um die brennenden Fragen der 
Politik nicht aufkommen zu lassen. Statt- 
dessen soll lieber über„eine neue Qualität 
der Gewalt" phantasiert werden. Die Poli¬ 
zei sprach von mindestens 94 verletzten 
Beamtinnen - die allermeisten hatten sich 
mit dem eigenen Tränengas verletzt. 

Ihre Gewalt und unsere 

In einer Klassengesellschaft ist Gewalt all¬ 
gegenwärtig, ob in Form von Sanktionen 
gegen Arbeitslose, Zwangsräumungen, 
Abschiebungen von Geflüchteten oder 
der Verarmungssprogramme gegen die 
griechische Bevölkerung. Die Frage ist 
also, „ob die bürgerlichen Politiker dos Recht 
haben, kübelweise moralische Entrüstung 
überden proletarischen Terrorismus auszu¬ 
gießen, wenn ihr ganzer Staatsapparat mit 
seinen Gesetzen, seiner Polizei, seiner Armee 
nichts anderes als ein Apparat für kapitalis¬ 
tischen Terror ist!"' 

Wir Revolutionärinnen lehnen Gewalt 
keinesfalls ab - schließlich wissen wir, dass 
die Arbeiterinnenklasse täglich und bei 

1. LeoTrotzki: Über den Terror, https:// 
www.marxists.org/deutsch/archiv/trotz- 
ki/1911/11/09-terro.htm. 


jeder Regung Gewalt erfährt und dass sie 
selbst Gewalt anwenden muss, um ihre 
Errungenschaften zu verteidigen und 
letztendlich die bürgerliche Herrschaft 
zu stürzen. 

Daher halten wir es auch für legitim, 
wenn die Menschen auf den Straßen 
Frankfurts ihre Blockaden gegen die Po¬ 
lizei verteidigen. Die Frage ist jedoch, 
wie die Gewalt zielgerichtet eingesetzt 
werden muss, um damit Fortschritte im 
Klassenkampf zu erzielen. 

In Frankfurt gab es einige isolierte Ak¬ 
tionen militanter Autonomer, wie den 
Angriff auf ein Polizeirevier mit dem Ab¬ 
brennen von Polizeiautos. Symbolische 
Zerstörung soll ein elektrifizierendes Bei¬ 
spiel geben - was aber in der Praxis nicht 
funktioniert. Damit bleibt einzig die Ent¬ 
fernung von den breiten Massen und der 
Arbeiterinnenklasse. Ohne Klassenbasis 
sind ihre Aktionen lediglich Ausdruck ei¬ 
ner kleinbürgerlich-moralischen Wut ge¬ 
genüber der kapitalistischen Herrschaft. 

Wir distanzieren uns keineswegs von 
„Gewalt" von linken Demonstrantlnnen, 
die nur eine Reaktion auf die tagtägliche 
Gewalt des Systems ist. Doch wir argu¬ 
mentieren stets dafür, dass nur die revo¬ 
lutionäre Aktion der Arbeiterinnenklasse 
diesem gewalttätigen System ein Ende 
setzen kann. 

Kämpfe im Betrieb 

Bei Blockupy haben wir durchaus Beispiele 
für Aktionen der Arbeiterinnenklasse ge¬ 
sehen, wenngleich in einem sehr anfäng¬ 
lichen Stadium. Streikende von Amazon 
reisten nach Frankfurt und nahmen nicht 
nur an den Blockaden am frühen Morgen 
teil, sondern bildeten bei der Demonst¬ 
ration auch einen eigenen „Streikblock" 

Die wichtigen Fragen des Klassen¬ 
kampfes werden nicht in Scharmützeln 
mit der Polizei ausgefochten, sondern im 
Betrieb, wo die kapitalistische Produkti¬ 



on stattfindet. Denn die Arbeiterinnen¬ 
klasse besitzt aufgrund ihrer Rolle im 
Produktionsprozess - im Gegensatz zu 
individuellen Gewaltaktionen - kräftigere 
Kampfmethoden wie Streiks und Beset¬ 
zungen. Eindrucksvoll zeigten dies zum 
Beispiel die Streiks der Deutschen Bahn 
zum Jahreswechsel, die halb Deutschland 
lahmlegten. Die erfolgreichsten Aktionen 
von Autonomen richten ein paar Millionen 
Euro Schaden an - ein Streik in der Indus¬ 
trie kostet täglich ein Vielfaches. 

Nur leider stand die Arbeiterinnen¬ 
klasse bei Blockupy selbst nicht im Vorder¬ 
grund. Das wäre anders gewesen, wenn 
die Gewerkschaften den an diesem Tage 
streikenden Amazon-Arbeiterlnnen Busse 
für die Fahrt nach Frankfurt zur Verfügung 
gestellt hätten. Zudem hätten die Orga- 
nisatorlnnen für die Unterstützung des 
Streiks der Erzieherinnen am nächsten 
Tag in Frankfurt mobilisieren können, oder 
dazu aufrufen können, bei der Demo für 
die Verteidigung des Streikrechts am sel¬ 
ben Ort einen Monat später zu kämpfen. 

Eine gemischte Bilanz 

Blockupy war ein großartiger Mobili¬ 
sierungserfolg, doch hat es dafür mo¬ 
natelange Vorbereitung gebraucht. Die 
Tatsache, dass die Arbeiterinnenklasse 
kaum als solche auftrat, zeigt aber auch 
Blockupys Bedeutung im Klassenkampf: 
Es ist ein einmaliges Ereignis, welches in 
dieser Form nicht an den Grundfesten der 
herrschenden Ordnung rütteln kann. 

Und vielleicht will es das auch nicht, 
vergegenwärtigt man sich die reformis¬ 
tische Führung in Gestalt der Linkspartei, 
die sich in opportunistischer Manier von 
der „Gewalt" distanzierte und auch sonst 
keine Gelegenheiten auslässt, um ihrem 
Sozialchauvinismus zu frönen - wie bei 
der Zustimmung von Merkels Spardikta¬ 
ten gegen die griechische Bevölkerung 
im Bundestag. 
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Erdogan Kaya ist Busfahrer bei den Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) und aktiv in der gewerkschaftlichen 
Basisgruppe ver.di aktiv, die Teil des bundesweiten Aktionsbündnisses „Hände weg vom Streikrecht-für volle 
gewerkschaftliche Aktionsfreiheit!" ist. Als Basisgewerkschafter kämpft er nicht nur für die Verteidigung des 
Streikrechts, welches aktuell von der Bundesregierung in Frage gestellt wird, sondern auch für seine Ausweitung. 


ie Bundesregierung arbei¬ 
tet mit dem sogenannten 
„Tarifeinheitsgesetz" an der 
Einschränkung des Streik¬ 
rechts. Wird dieser Angriff auf das 
Streikrecht unter den Kolleginnen an 
der Basis diskutiert? 

Kaum. Es gibt natürlich Gründe, war¬ 
um über die Einschränkung des Streik¬ 
rechts an der Basis nicht diskutiert wird. 
Wer soll die Diskussion in die Basis tra¬ 
gen? Da sind besonders die Vertrauens¬ 
leute gefragt. Sie sollten eigentlich die 
Diskussion in die Belegschaft tragen. 

Das funktioniert meistens nicht, weil 
auch in den unterschiedlichen Gremien 
von Vertrauensleuteversammlungen bis 
zu Betriebsgruppenvorständen darüber 
keine Diskussionen stattfinden. Es sind 
leider sehr wenige, die versuchen, mit 
den Kolleginnen darüber zu diskutieren. 

Über die Personengruppe der 
Migrantlnnen bist Du auch in ver. 
di-Gremien, u.a. im Gewerkschaftsrat. 
Wie wird in ver.di über die Frage des 
Streikrechts diskutiert? 

In der letzten Gewerkschaftsrats¬ 
sitzung Anfang März haben wir über 
den Stand der Unterschriftenkampagne 


mit den zwei anderen DGB-Gewerk- 
schaften NGG und GEW diskutiert. Circa 
70.000 Unterschriften sind gegen die 
Einschränkung des Streikrechts gesam¬ 
melt worden. Das ist schon viel. 

Aber die drei Gewerkschaften haben 
zusammen ungefähr zweieinhalb Millio¬ 
nen Mitglieder. Wir sind mit dem Verlauf 
der Kampagne nicht richtig zufrieden. 
Alle Bereiche wurden nochmal aufge¬ 
fordert, die Kampagne in die Betriebe 
zu tragen. Ob und wie das gehen soll, 
müsste vor Ort geklärt werden. Fakt ist: 
Von einer großen Bereitschaft kann man 
bisher nicht reden. 

Spielt die Diskussion um eine Auswei¬ 
tung des Streikrechts noch eine Rolle? 

Das sollte sie eigentlich. In verschie¬ 
den Kreisen wird auch über die Auswei¬ 
tung des Streikrechts diskutiert. Es sind 
aber immer noch kleine Gruppen, die 
darüber eine Diskussion führen. Die Dis¬ 
kussion über die Ausweitung des Streik¬ 
rechtes hat die breiten Massen noch 
nicht erreicht. Dabei ist diese Frage von 
größter Bedeutung. Wir müssen in den 
Betrieben mit den Kolleginnen darüber 
diskutieren, um aus der Verteidigungs¬ 
position in die Offensive zu gehen. 


Wie hat ver.di in Deinem Betrieb das 
Streikrecht zum Thema gemacht? 

Kein ver.di-Gremium in unserem 
Betrieb hat das Streikrecht zum Thema 
gemacht. Wir haben unter anderem mit 
unserer Zeitung aktiv - das ist die Zei¬ 
tung der Gruppe ver.di aktiv - und mit 
einer Veranstaltung versucht, Kolleg¬ 
innen für dieses Thema zu sensibilisie¬ 
ren. 

Du hast mit Kolleginnen bei der BVG 
diese Basisgewerkschaftsgruppe 
ver.di aktiv gegründet. Ihr habt 
euch u.a. für eine Einbeziehung der 
geflüchteten Kolleginnen in die 
Gewerkschaften eingesetzt, wie auch 
für die demokratische Kontrolle der 
Sekretärinnen ausgesprochen. Wie 
steht ihr zum Thema Streikrecht? 

Streikrecht ist unser Grundrecht. Es 
muss von uns verteidigt und ausgebaut 
werden. Die Einschränkung des Streik¬ 
rechts ist ein Angriff auf alle Lohnabhän¬ 
gigen. Wir können uns nur verteidigen, 
wenn wir den Kampf offensiv und 
gemeinsam mit allen Gewerkschaften 
führen. 

Es gibt beim „Tarifeinheitsgesetz" 
leider große Differenzen zwischen den 
DGB-Gewerkschaften. Eine Zusammen¬ 
arbeit mit den anderen kleinen Gewerk¬ 
schaften wie GDL, Marburger Bund, UFO 
usw. ist oft nicht erwünscht. Wir sind 
der Meinung, dass wir alle zusammen 
verantwortungsbewusst handeln müs¬ 
sen, egal in welcher Gewerkschaft wir 
organisiert sind. Denn nur gemeinsam 
können wir Arbeiterinnen unsere Rech¬ 
te verteidigen und unsere Forderungen 
durchsetzen! 


Bundesweite Demonstration 
gegen das Tarifeinheitsgesetz 

18. April, 13 Uhr, Frankfurt am Main 
www.streikrecht-verteidigen.org 
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GESCHICHTE 15 


Für ein Räte-Deutschland! 

Erklärung der internationalistischen Kommunisten Buchenwalds, 20. April 1945 


1. Die internationale 
Lage des Kapitalismus 

Mit dem Ausgang des 2. imperialistischen Krie¬ 
ges verlieren Italien, Deutschland und Japan 
ihre Stellung als imperialistische Großmächte, 
während die Frankreichs schwer erschüttert ist. 

Die imperialistischen Gegensätze und Kon¬ 
flikte zwischen den USA und Großbritannien 
beherrschen die Wetterzonen der imperialisti¬ 
schen Weltpolitik. 

Rußland trat mit Beginn dieses Weltkrieges 
aus seiner Isolierung heraus und steht heute 
vor der Aufgabe, seine militärischen Erfolge 
gegen die Bestrebungen der imperialistischen 
Siegermächte politisch und ökonomisch zu 
verwirklichen. 

Trotz seiner ungeheuren Anstrengungen 
bleibt China ein Objekt der imperialistischen 
Großmächte, eine notwendige Folge des Sie¬ 
ges der chinesischen Bourgeoisie über das 
chinesische Proletariat. Die auf den internati¬ 
onalen imperialistischen Friedenskonferenzen 
demonstrativ hervorgekehrte Einmütigkeit soll 
die Massen über die immanenten Gegensät¬ 
ze der kapitalistischen Mächte täuschen. Die 
gleichlaufenden militärischen Interessen gegen 
Deutschland können aber den Ausbruch der 
Gegensätze im alliierten Lager nicht verhindern. 
Zu diesen Gegensätzen kommen hinzu die un¬ 
vermeidlichen Krisen und sozialen Erschütte¬ 
rungen der untergehenden kapitalistischen 
Produktionsweise. 

Eine genaue Analyse der internationalen 
Lage mit den Methoden des Marxismus-Leni¬ 
nismus ist die unbedingte Voraussetzung für 
eine erfolgreiche revolutionäre Politik. 

2. Die internationale 
Lage der Arbeiterklasse 

Diese Entwicklung ermöglicht dem deutschen 
Proletariat in kurzer Zeit aus der tiefsten Nie¬ 
derlage wieder aufzusteigen und sich erneut 
an die Spitze des europäischen Proletariats zum 
Kampf für die Niederwerfung des Kapitalismus 
zu stellen. Durch das Scheitern der Revolution 
in Europa isoliert, hat die russische Revolution 
eine Entwicklung genommen, die sie von den 
Interessen des europäischen und internatio¬ 
nalen Proletariats immer mehr und mehr ent¬ 
fernt hat. Die Politik des „Sozialismus in einem 
Lande" vertrat vorerst nur die Interessen der 
herrschenden bürokratischen Clique und führt 
heute dazu, daß der russische Staat Schulter 
an Schulter mit den imperialistischen Mächten 
eine Politik des Nationalismus betreibt. Welche 
Entwicklung auch immer in Rußland eintreten 
mag, das internationale Proletariat muß sich frei 


machen von jeder Illusion über diesen Staat und 
sich durch eine klare marxistische Analyse zur 
Erkenntnis durchringen, daß die heute regieren¬ 
de Bürokraten- und Militärkaste ausschließlich 
ihre eigenen Interessen verfolgt und die inter¬ 
nationale Revolution auf jede Unterstützung 
von seiten dieser Regierung verzichten muß. 

Der vollkommene militärische, politische 
und ökonomische Zusammenbruch der deut¬ 
schen Bourgeoisie eröffnet dem deutschen 
Proletariat den Weg zu seiner Befreiung. Um 
den, durch die imperialistischen Gegensätze be¬ 
günstigten, Wiederaufstieg der deutschen Bour¬ 
geoisie zu verhindern und die Arbeitermacht zu 
errichten, bedarf es des revolutionären Kampfes 
der Arbeiterklasse jedes Landes gegen seine 
eigene Bourgeoisie. Durch die Politik der beiden 
internationalen Arbeiterorganisationen, die die 
proletarische Revolution, welche allein diesen 
Krieg hätte verhindern können, aktiv bekämpft 
und sabotiert haben, wurde die Arbeiterklasse 
ihrer revolutionären Führung beraubt. Die 2. 
Internationale ist ein Instrument der Bourgeoi¬ 
sie. Die 3. Internationale hat sich seit dem Tode 
Lenins zu einer Agentur der Außenpolitik der 
russischen Bürokratie entwickelt. Beide haben 
sich aktiv an der Vorbereitung und Durchfüh¬ 
rung dieses imperialistischen Krieges beteiligt 
und sind daher mitverantwortlich. Der deut¬ 
schen und internationalen Arbeiterklasse die 
Schuld oder Mitschuld an diesem Krieg auf¬ 
zubürden, heißt nichts anderes, als weiter der 
Bourgeoisie zu dienen. 

Das Proletariat kann seine historische Aufga¬ 
be nur unter Führung einer neuen revolutionä¬ 
ren Weltpartei erfüllen. Diese Partei zu schaffen, 
ist die allernächste Aufgabe der fortgeschrit¬ 
tensten Teile der Arbeiterklasse. Im Kampf ge¬ 
gen den Kapitalismus und seine reformistischen 
und stalinistischen Agenten haben sich bereits 
internationale revolutionäre Kader für den 
Aufbau dieser Weltpartei zusammengeschlos¬ 
sen. Zur Erfüllung dieser schwierigen Aufgabe 
kann es kein Ausweichen in die versöhnlichere 
Losung einer neuen Internationalen,^ 1/2" ge¬ 
ben. Ein solches Zwischengebilde verhindert 
die nötige ideologische Klärung und hemmt 
die revolutionäre Schlagkraft. 

3. Nie wieder einen 
9. November 1918! 

In der bevorstehenden vorrevolutionären Perio¬ 
de gilt es, die werktätigen Massen im Kampf ge¬ 
gen die Bourgeoisie zu mobilisieren und den Auf¬ 
bau einer neuen revolutionären Internationale 
vorzubereiten, die die Einheit der Arbeiterklasse 
in der revolutionären Aktion verwirklichen wird. 

Alle Theorien und Illusionen über einen 


„Volksstaat" „Volksdemokratie" haben im Verlauf 
der Klassenkämpfe unter der kapitalistischen Ge¬ 
sellschaft die Arbeiterklasse in die blutigsten Nie¬ 
derlagen geführt. Nur der unversöhnliche Kampf 
gegen den kapitalistischen Staat bis zu seiner 
Zerschlagung und die Errichtung des Staates der 
Arbeiter- und Bauernräte kann solche neuen Nie¬ 
derlagen verhindern. Die Bourgeoisie und das 
entwurzelte Kleinbürgertum haben den Faschis¬ 
mus an die Macht gebracht. Der Faschismus ist 
das Geschöpf des Kapitalismus. Nur die erfolgrei¬ 
che unabhängige Aktion der Arbeiterklasse ge¬ 
gen den Kapitalismus ist imstande, das Übel des 
Faschismus samt seiner Wurzel auszureißen. In 
diesem Kampf wird sich das zögernde Kleinbür¬ 
gertum dem revolutionär vorstürmenden Prole¬ 
tariat anschließen, wie es uns die Geschichte der 
großen Revolutionen lehrt. 

Um aus den kommenden Klassenkämpfen 
siegreich hervorzugehen, muß die deutsche 
Arbeiterklasse die Verwirklichung folgender 
Forderungen erkämpfen: 

• Organisations-, Versammlungs- und Presse¬ 
freiheit! 

• Koalitionsfreiheit und sofortige Wiederher¬ 
stellung aller sozialen Errungenschaften von 
vor 1933! 

• Restlose Beseitigung aller faschistischen Or¬ 
ganisationen! 

• Beschlagnahme ihres Vermögens zugunsten 
der Opfer des Faschismus! 

•Aburteilung aller Träger des faschistischen 
Staates durch frei gewählte Volksgerichte! 

• Auflösung der Wehrmacht und ihre Ersetzung 
durch Arbeitermilizen! 

• Sofortige freie Wahl von Arbeiter- und Bauern¬ 
räten in ganz Deutschland und Einberufung 
eines allgemeinen Rätekongresses! 

• Trotz Ausnützung aller parlamentarischen Ins¬ 
titutionen der Bourgeoisie für die revolutionä¬ 
re Propaganda, Beibehaltung und Erweiterung 
der Räte! 

• Enteignung der Banken, der Schwerindustrie 
und des Großgrundbesitzes! 

• Kontrolle der Produktion durch die Gewerk¬ 
schaften und die Arbeiterräte! 

• Keinen Mann, keinen Pfennig für die Kriegs¬ 
und Reparationsschulden der Bourgeoisie! 

• Die Bourgeoisie muß zahlen! 

• Für die gesamtdeutsche sozialistische Revolu¬ 
tion, gegen eine Zerstückelung Deutschlands! 

• Revolutionäre Verbrüderung mit den Proleta¬ 
riern der Besatzungsarmeen! 

• Für ein Räte-Deutschland in einem Räte-Eu- 
ropa! 

• Für die proletarische Weltrevolution! 

20. April 1945 - Die internationalistischen 
Kommunisten Buchenwalds (4. Internationale) 
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70 Jahre 
Befreiung von 
Buchenwald 

TROTZKIST/INNEN AM ENDE DES ZWEITEN WELTKRIEGES: 

Für ein Räte-Deutschland in einem Räte-Europa! 


VON WLADEK FLAKIN 
UND VICTOR JALAVA 

D ie Waffen im Anschlag stürmen 
die Häftlinge das Torhaus. Es ist 
der 11. April 1945, kurz vor 15 Uhr, 
Konzentrationslager Buchenwald. 
Die US-Armee ist bereits in unmittelba¬ 
rer Nähe. 5.000 sowjetische, polnische 
und tschechische Häftlinge haben sich 
bereits mit Revolvern und Handgranaten 
ihrer Bewacher entledigt und sich bei 
den US-Truppen eingereiht. Über 21.000 
Gefangene, davon fast 1.000 Kinder, sind 
noch im Lager, dessen Vernichtung die 
SS bereits geplant hat. Die bewaffneten 
Aktivgruppen des Häftlingswiderstands 
besetzen dieTürme und Kasernen. Als um 
17:30 Uhr US-Offiziere das Lager betreten, 
ist es fest in der Hand der von den stali- 
nistischen Kommunistinnen angeführten 
Häftlingsorganisation. 

In den folgenden Tagen werden von 
verschiedenen Seiten Erklärungen dazu 
veröffentlicht. Viele gleichen sich inhalt¬ 
lich grundlegend und fordern im Sinne 
der „Volksfront" die Einheit aller nicht-fa¬ 
schistischen Kräfte. Sowohl das sozial¬ 
demokratische Buchenwälder Manifest, als 
auch die Entschließung der Kommunis¬ 
tischen Partei halten ein kapitalistisches 
Deutschland für notwendig - obwohl der 
Kapitalismus den Faschismus erst an die 
Macht gebracht hatte. 

Legendär ist der Schwur von Buchen¬ 
wald, dessen bewegende Worte: „ Die 
Vernichtung des Nazismus mit seinen Wur¬ 
zeln ist unsere Losung" oft zitiert werden. 
Weniger häufig wird der Teil zitiert, in 
dem von „alliierten Freiheitsarmeen" die 
Rede ist und der verstorbene US-Präsident 
Roosevelt als großartiger Antifaschist ge¬ 
ehrt wird - ganz im Sinne des Bündnis¬ 
ses, das Stalin mit den „demokratischen" 
Imperialistlnnen eingegangen ist. Zum 
direkten Schaden vieler Kolonialvölker, 
aber auch z.B. der griechischen 


Kommunistinnen, gegen die sich die bri¬ 
tische „Freiheitsarmee" mit griechischen 
Faschistinnen und Monarchistlnnen ver¬ 
bündete - zum Schaden der weltweiten 
Arbeiterinnenklasse. 

Umso bemerkenswerter ist die Erklä¬ 
rung der internationalen Kommunisten Bu¬ 
chenwalds, die am Tag nach dem Schwur 
von Buchenwald erscheint. Die Internati¬ 
onalen Kommunistinnen Buchenwalds, 
Mitglieder der Vierten Internationale, setz¬ 
en nicht etwa auf das Bündnis mit dem 
„demokratischen" Imperialismus, sondern 
auf die unabhängige Organisierung der 
Arbeiterinnenklasse in ganz Europa, mit 
der Perspektive eines „Rate-Deutschlands 
in einem Räte-Europa". Die Buchenwälder 
Trotzkistlnnen, die sich auch im Lager vor 
Stalins Anhängerinnen in Acht nehmen 
müssen, bekommen von einigen 
Häftlingen Zuspruch. Doch wie 
unter den ausgemergelten Kame¬ 
raden in Buchenwald, wird ihr Pro¬ 
gramm auch in Deutschland isoliert. 

Zu den BuchenwalderTrotzkistlnnen 
gehören Marcel Baufrere, der in Brest die 


illegale Zeitung Arbeiter und Soldat her¬ 
ausgegeben und revolutionäre Zellen in 
der Wehrmacht organisiert hatte; oder 
Florent Galloy, der Streiks der Bergarbei¬ 
terinnen in Charleroi (Belgien) gegen die 
Besatzerlnnen angeführt hatte. Genauso 
gehören Aktivisten aus Österreich wie Karl 
Fischer und Ernst Federn zur Gruppe. 

Wenn wir heute rechten Bewegungen 
entgegentreten, dürfen wir nicht verges¬ 
sen, dass dem berühmten Satz aus dem 
Schwur von Buchenwald die entschei¬ 
dende Klarheit dieser Genossinnen fehlt: 
„Nur die erfolgreiche unabhängige Aktion 
der Arbeiterklasse gegen den Kapitalismus 
ist imstande, das Übel des Faschismus samt 
seiner Wurzel auszureißen" 

Die Erklärung ist auf Seite 15 zu lesen. 



